
  
Synopse 24.55 
 (23.234) 
Energiegesetz des Kantons Aargau (EnergieG); Änderung; 2. Beratung 
 

Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

      Energiegesetz des Kan-
tons Aargau (EnergieG) 

              

 Der Grosse Rat des Kan-
tons Aargau 

    

 beschliesst:     

 I.     

 Der Erlass SAR 773.200 
(Energiegesetz des Kan-
tons Aargau [EnergieG] 
vom 17. Januar 2012) 
(Stand 1. Septem-
ber 2012) wird wie folgt 
geändert: 

    

 §  3a (neu) 
Grundsatz 

    

Ergebnis der 2. GR-Beratung vom 23. April 2024: 
 
Zustimmung zum Entwurf des Regierungsrats vom 21. Februar 
2024 mit folgenden Ausnahmen: 
 
- Löschung § 9a 
- § 31a (neu) 
- § 32 Abs. 2 (neu) und Abs. 3 (neu) 

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/773.200/de
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

 1 Bauten und Anlagen 
sowie damit zusammen-
hängende Ausstattungen 
und Ausrüstungen sind 
so zu planen und auszu-
führen, dass die Energie, 
insbesondere auch die 
Elektrizität, sparsam und 
rationell genutzt wird. So-
weit möglich, sind Ab-
wärme und erneuerbare 
Energien zu nutzen. 

    

 2 Wird nachfolgend 
nichts anderes bestimmt, 
sind gebäudetechnische 
Anlagen anzupassen, 
wenn sie erneuert oder 
umgebaut werden. 

    

 §  4a (neu) 
Anforderungen an die 
Deckung des Wärmebe-
darfs von Neubauten 
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

 1 Neubauten und Erwei-
terungen bestehender 
Gebäude (Aufstockun-
gen, Anbauten usw.) 
müssen so gebaut und 
ausgerüstet werden, 
dass ihr Bedarf für Hei-
zung, Warmwasser, Lüf-
tung und Klimatisierung 
auf ein Minimum redu-
ziert wird. 

    

 2 Der Regierungsrat re-
gelt durch Verordnung 
Art und Umfang der An-
forderungen an den 
Energieeinsatz. Er be-
rücksichtigt dabei insbe-
sondere die Wirtschaft-
lichkeit sowie besondere 
Verhältnisse wie Klima, 
Verschattung oder Quar-
tiersituationen. 
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

  
§  4b (neu) 
Sanierungspflicht zentra-
ler Elektro-Wassererwär-
mer 

 
§  4b Abs. 1 (geändert), 
Abs. 2 (geändert) 
[…] Elektro-Wasserer-
wärmer (Überschrift ge-
ändert) 

Minderheitsantrag 
§ 4b  
Sanierungspflicht 
Elektro-Wassererwärmer 
 
 

Festhalten 
 
 

Zustimmung zum Ent-
wurf Regierungsrat 

 1 Der Ersatz eines zent-
ralen Elektro-Wasserer-
wärmers ist meldepflich-
tig. 

1 Der Ersatz eines […] 
Elektro-Wassererwär-
mers ist meldepflichtig. 

Minderheitsantrag 
Streichung  
 
 

Festhalten 
 

Zustimmung zum Ent-
wurf Regierungsrat 

  

2 Bestehende zentrale 
Wassererwärmer, die 
ausschliesslich direkt 
elektrisch beheizt wer-
den, sind bei Wohnnut-
zungen innerhalb von 15 
Jahren nach Inkrafttreten 
dieser Bestimmung 1) 
durch Anlagen zu erset-
zen oder durch andere 
Einrichtungen zu ergän-
zen, die den Anforderun-
gen dieses Gesetzes 
entsprechen. 

 

2  […] Die Erwärmung 
des Brauchwarmwassers 
darf bei einem Neuein-
bau oder Ersatz des 
Wassererwärmers von 
Wohnbauten und von 
Wohnnutzungen in Nicht-
wohnbauten nicht aus-
schliesslich direkt 
elektrisch […] erfolgen. 

Minderheitsantrag 
2 Bestehende Wasserer-
wärmer, die ausschliess-
lich direkt elektrisch be-
heizt werden, sind bei 
Wohnbauten und Wohn-
nutzungen in Nichtwohn-
bauten innerhalb von 15 
Jahren nach Inkrafttreten 
dieser Bestimmung1) 
durch Anlagen zu erset-
zen oder durch andere 
Einrichtungen zu ergän-
zen, die den Anforderun-
gen dieses Gesetzes 
entsprechen. 

Festhalten 
 

Zustimmung zum Ent-
wurf Regierungsrat 

 3 Der Regierungsrat kann 
durch Verordnung Befrei-
ungen vorsehen. 

    

 
1) Inkrafttreten: XX.XX.XXXX 
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

§  6 
Verbrauchsabhängige 
Heiz- und Warmwasser-
kostenabrechnung 

§  6 Abs. 1 (geändert), 
Abs. 1bis (neu), 
Abs. 1ter (neu) 

    

1 Neue Bauten mit zent-
raler Wärmeversorgung 
für fünf oder mehr Nutz-
einheiten sind mit Gerä-
ten zur Erfassung des 
Wärmeverbrauchs für 
Heizung und Warmwas-
ser pro Nutzeinheit aus-
zurüsten. Bestehende 
Bauten mit zentraler 
Wärmeversorgung für 
fünf oder mehr Nutzein-
heiten sind bei einer Ge-
samterneuerung des Hei-
zungs- oder Warmwas-
sersystems entspre-
chend auszurüsten. 

1 Neue Bauten mit zent-
raler Wärmeversorgung 
für fünf oder mehr Nutz-
einheiten sind mit Gerä-
ten zur Erfassung des 
[…] individuellen Ver-
brauchs für […] Warm-
wasser […] auszurüsten. 
[…]  

    

 1bis Neue Bauten, die 
Wärme von einer zentra-
len Wärmeversorgung für 
eine Gebäudegruppe be-
ziehen, sind mit Geräten 
zur Erfassung des Wär-
meverbrauchs für Hei-
zung pro Gebäude aus-
zurüsten. 
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

 1ter Bestehende Bauten 
mit zentraler Wärmever-
sorgung für fünf oder 
mehr Nutzeinheiten sind 
bei einer Gesamterneue-
rung des Heizungs- oder 
Warmwassersystems mit 
Geräten zur Erfassung 
des individuellen Wärme-
verbrauchs beim erneu-
erten System auszurüs-
ten. 

    

§  7 
Heizungsanlagen 

§  7 Abs. 1 (geändert), 
Abs. 3 (geändert), 
Abs. 3bis (neu), 
Abs. 4 (geändert) 
[…] Grundsätzliche An-
forderungen an Wärme-
erzeuger (Überschrift 
geändert) 
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

1 Neue Heizungsanlagen 
mit fossilen Brennstoffen 
sind zulässig, wenn der 
Nachweis erbracht wird, 
dass keine energieeffizi-
entere Heizungsanlage 
mit geringerem CO2-
Ausstoss zur Verfügung 
steht, die für die geplante 
Anwendung genügt und 
wirtschaftlich tragbar ist. 
Bestehende Heizungsan-
lagen dürfen durch eine 
gleichartige Heizungsan-
lage ersetzt werden. 

1 Neue […] Wärmeerzeu-
ger mit fossilen Brenn-
stoffen sind zulässig, 
wenn der Nachweis er-
bracht wird, dass keine 
[…] energieeffizienteren 
Wärmeerzeuger oder 
Wärmezulieferungen ver-
fügbar sind, die einen ge-
ringeren CO2-Ausstoss 
aufweisen, für die ge-
plante Anwendung […] 
genügen und wirtschaft-
lich tragbar […] sind. 

    

3 Der Ersatz einer orts-
festen elektrischen Wi-
derstandsheizung mit 
Wasserverteilsystem 
durch eine gleichartige 
Heizungsanlage ist nicht 
zulässig. Als Ausnahmen 
gelten insbesondere An-
wendungen gemäss Ab-
satz 2 oder wenn ein Er-
satz durch eine andere 
Heizungsanlage wirt-
schaftlich nicht tragbar ist 
oder für die Anwendung 
nicht genügt. 

3 Der Ersatz einer orts-
festen elektrischen Wi-
derstandsheizung mit 
Wasserverteilsystem 
durch […] einen gleichar-
tigen Wärmeerzeuger ist 
nicht zulässig. Als Aus-
nahmen gelten insbeson-
dere Anwendungen ge-
mäss Absatz […]  2 oder 
wenn ein Ersatz durch 
[…] einen anderen Wär-
meerzeuger wirtschaft-
lich nicht tragbar ist oder 
für die Anwendung nicht 
genügt. 
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

 3bis Eine ortsfeste elektri-
sche Widerstandshei-
zung darf nicht als Zu-
satzheizung eingesetzt 
werden. 

    

4 Es dürfen nur Hei-
zungsanlagen eingebaut 
werden, die dem Stand 
der Technik entsprechen. 

4 Es dürfen nur […] Wär-
meerzeuger eingebaut 
werden, die dem Stand 
der Technik entsprechen. 

    

 §  7a (neu) 
Erneuerbare Wärme bei 
Ersatz des Wärmeerzeu-
gers 

§  7a Abs. 2 (geändert), 
Abs. 3 (geändert), 
Abs. 4 (geändert), 
Abs. 4bis (gelöscht), 
Abs. 5 (geändert), 
Abs. 6 (neu), 
Abs. 7 (neu) 

   

 1 Der Ersatz des Wärme-
erzeugers ist melde-
pflichtig. 

 Minderheitsantrag 
Streichung 

Festhalten 
 

Zustimmung zum Ent-
wurf Regierungsrat bzw. 
zum Ergebnis 1. Bera-
tung 
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

  

2 Beim Ersatz des Wär-
meerzeugers sind beste-
hende Bauten mit Wohn-
nutzung so auszurüsten, 
dass der Anteil an nicht-
erneuerbarer Energie 
90 % des massgebenden 
Bedarfs nicht überschrei-
tet. Für die Festlegung 
von Standardlösungen 
gilt ein massgebender 
Energiebedarf für Hei-
zung und Warmwasser 
von 100 kWh pro Quad-
ratmeter Energiebezugs-
fläche (EBF) und Jahr. 

 

2 Beim Ersatz des Wär-
meerzeugers sind beste-
hende Bauten mit Wohn-
nutzung so auszurüsten, 
dass der Anteil an nicht-
erneuerbarer Energie 
90 % des massgebenden 
Bedarfs nicht überschrei-
tet. […]  

Minderheitsantrag 
2 Beim Ersatz des Wär-
meerzeugers sind beste-
hende Bauten mit Wohn-
nutzung so auszurüsten, 
dass der Anteil an nicht-
erneuerbarer Energie 
[…] 80 % des massge-
benden Bedarfs nicht 
überschreitet. 

Festhalten 
 

Zustimmung zum Ent-
wurf Regierungsrat 
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

 3 Eine der möglichen 
Standardlösungen ist die 
Verwendung von erneu-
erbaren gasförmigen 
oder flüssigen Brennstof-
fen, wenn 

3  […] Diese Anforderun-
gen werden mit der […] 
Umsetzung einer der 
Standardlösungen […] 
oder mit einer Bescheini-
gung erfüllt, wie sie 
nachfolgend oder in der 
Verordnung des Regie-
rungsrats festgelegt sind. 
Für die […] Festlegung 
der Standardlösungen 
gilt ein massgebender 
Energiebedarf für Hei-
zung und Warmwasser 
von […] 100 kWh pro 
Quadratmeter Energie-
bezugsfläche (EBF) und 
Jahr. 
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

 a) im Meldeverfahren 
und bei Nachkontrol-
len der Nachweis er-
bracht wird, dass 
während einer ange-
nommenen Lebens-
dauer der Anlage von 
20 Jahren ein Min-
destanteil erneuerba-
rer Energie bezogen 
wird. Der Regie-
rungsrat legt den er-
forderlichen Mindes-
tanteil nach vorheri-
ger Befragung der 
Branche durch das 
zuständige Departe-
ment fest. Die Ener-
gielieferanten stellen 
die Überprüfbarkeit 
der Zertifikate für die 
im Standardprodukt 
enthaltenen Anteile 
erneuerbarer Brenn-
stoffe sicher und ge-
ben dem Departe-
ment auf Verlangen 
Einsicht, oder 

a) gelöscht    



  
- 12 - 

 

Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

 b) im Meldeverfahren 
Zertifikate über er-
neuerbare Energie 
abgegeben werden, 
die den Nachweis 
gemäss Absatz 2 für 
eine angenommene 
Lebensdauer der An-
lage von 20 Jahren 
periodengerecht er-
bringen. 

b) gelöscht    

 4 Die Anwendung der 
Standardlösung gemäss 
Absatz 3 setzt überdies 
voraus, dass 

4  […] Eine der […] mög-
lichen Standardlösungen 
ist die Verwendung von 
erneuerbaren gasförmi-
gen oder flüssigen 
Brennstoffen, wenn 
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

 a) der Einsatz dieser 
Brennstoffe unter Be-
rücksichtigung der 
nationalen Gewich-
tungsfaktoren soweit 
anrechenbar ist, als 
er im Treibhausgas-
inventar der Schweiz 
im laufenden oder in 
den beiden Vorjahren 
eine Emissionsmin-
derung bewirkt, 

a) (geändert) im Melde-
verfahren und bei 
Nachkontrollen der 
[…] Nachweis er-
bracht wird, dass 
während einer ange-
nommenen Lebens-
dauer der […] Anlage 
von 20 Jahren ein 
Mindestanteil erneu-
erbarer Energie be-
zogen wird. Der Re-
gierungsrat legt den 
erforderlichen Min-
destanteil nach vor-
heriger Befragung 
der […] Branche 
durch das zuständige 
Departement fest. 
Die Energielieferan-
ten stellen die Über-
prüfbarkeit der Zertifi-
kate für die im […] 
Standardprodukt ent-
haltenen Anteile er-
neuerbarer Brenn-
stoffe sicher und ge-
ben dem Departe-
ment auf Verlangen 
Einsicht, oder […]  
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

 b) die Zertifizierung 
durch anerkannte 
Stellen vorgenom-
men wird, 

b) (geändert) im Melde-
verfahren Zertifikate 
über erneuerbare 
Energie abgegeben 
werden, die […] den 
Nachweis gemäss 
Absatz 2 für eine an-
genommene Lebens-
dauer der Anlage von 
20 Jahren perioden-
gerecht erbringen. 

   

 c) die Bilanzierung von 
einer anerkannten, 
zentralen Stelle vor-
genommen wird, de-
ren Daten soweit nö-
tig öffentlich über In-
ternet einsehbar 
sind. 

c) gelöscht    

 4bis Die Standardlösun-
gen SL1, SL7 bis SL9 
und SL11 sind innert drei 
Jahren ab Erteilung der 
Bewilligung umzusetzen. 
Bereits getätigte Mass-
nahmen werden berück-
sichtigt. 

4bis Gelöscht.    
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

 5 Der Regierungsrat re-
gelt die Einzelheiten 
durch Verordnung. 

5  […] Die Anwendung 
der Standardlösung ge-
mäss Absatz 3 setzt 
überdies voraus, dass 

   

  a) (neu) der Einsatz 
dieser Brennstoffe 
unter Berücksichti-
gung der nationalen 
Gewichtungsfaktoren 
soweit anrechenbar 
ist, als er im Treib-
hausgasinventar der 
Schweiz im laufen-
den oder in den bei-
den Vorjahren eine 
Emissionsminderung 
bewirkt, 

 
 
 

  

  b) (neu) die Zertifizie-
rung durch aner-
kannte Stellen vorge-
nommen wird, 

   

  c) (neu) die Bilanzie-
rung von einer aner-
kannten, zentralen 
Stelle vorgenommen 
wird, deren Daten so-
weit nötig öffentlich 
über Internet einseh-
bar sind. 

   



  
- 16 - 

 

Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

  6 Die Standardlösungen 
SL1, SL7 bis SL9 und 
SL11 sind innert drei 
Jahren ab Erteilung der 
Bewilligung umzusetzen. 
Bereits getätigte Mass-
nahmen werden berück-
sichtigt. 

   

  7 Der Regierungsrat re-
gelt die Einzelheiten 
durch Verordnung. 

   

 §  7b (neu) 
Härtefälle 

§  7b Abs. 2 (geändert), 
Abs. 3 (geändert), 
Abs. 4 (neu) 

   

 1 Die Behörde kann von 
der Verpflichtung ge-
mäss § 7a Abs. 2 be-
freien, wenn eine finanzi-
elle Härte vorliegt; bei 
ausserordentlichen Ver-
hältnissen kann sie aus-
serdem eine Ersatzlö-
sung zulassen. 
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

 2 Wer ausserordentliche 
Verhältnisse geltend 
macht, muss nachwei-
sen, dass eine Umset-
zung in allen zulässigen 
Varianten technisch nicht 
möglich, wirtschaftlich 
nicht zumutbar oder nach 
den Gesamtumständen 
unverhältnismässig ist. 

2  […] Eine finanzielle 
Härte liegt vor, wenn für 
die Umsetzung […] von 
§ 7a Abs. 2 eigene Mittel 
fehlen. 

   

 3 Der Regierungsrat re-
gelt die Einzelheiten und 
die Befreiung in Bagatell-
fällen durch Verordnung. 

3  […] Wer ausserordent-
liche Verhältnisse gel-
tend macht, muss nach-
weisen, dass eine Um-
setzung in […] allen zu-
lässigen Varianten tech-
nisch nicht möglich, wirt-
schaftlich nicht zumutbar 
oder nach den Gesamt-
umständen unverhältnis-
mässig ist. 

   

  4 Der Regierungsrat re-
gelt die Einzelheiten und 
die Befreiung in Bagatell-
fällen durch Verordnung. 

   

 §  7c (neu) 
Pflicht zur Erstellung ei-
nes GEAK Plus 
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

 1 Eigentümerinnen und 
Eigentümer bestehender 
Bauten mit zentralen 
ortsfesten elektrischen 
Widerstandsheizungen 
oder solchen, die dezent-
ral sind und kein Wasser-
verteilsystem aufweisen, 
lassen innerhalb von 
5 Jahren nach Inkrafttre-
ten dieser Bestimmung 1) 
einen GEAK Plus erar-
beiten, der namentlich 
aufzeigt, wie sich die 
Heizungen ersetzen las-
sen. 

    

 2 Bauten, für die ein 
GEAK Plus nicht erstellt 
werden kann, sowie Bau-
ten gemäss § 7 Abs. 2 
sind von dieser Verpflich-
tung befreit. 

    

 
1) Inkrafttreten: XX.XX.XXXX 
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

 §  9a (neu) 
Grundsatz Gebäudeauto-
mation 

 Streichung von § 9a Zustimmung Löschung von § 9a 

 1 Im Hinblick auf einen 
möglichst tiefen Energie-
verbrauch sind Neubau-
ten der Kategorien III bis 
XII (SIA 380/1 1)) mit Ein-
richtungen zur Gebäude-
automation auszurüsten, 
soweit dies technisch 
möglich und wirtschaft-
lich zumutbar ist. 

    

 2 Der Regierungsrat re-
gelt das Verfahren und 
die Einzelheiten durch 
Verordnung. 

    

 §  11a (neu) 
Pilotprojekte 

    

 
1) Norm des Schweizerischen Ingenieur- und Architektenvereins; die Gebäudekategorien III bis XII sind: Verwaltung, Schule, Verkauf, Restaurant. Versammlungslokal, Spital, Industrie, Lager, Sportbaute, 

Hallenbad. 
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

 1 Der Regierungsrat ist 
befugt, in einem be-
grenzten Perimeter Ab-
weichungen von den  
§§ 4–11 zuzulassen, um 
unter Beachtung der Ver-
sorgungssicherheit neue 
Lösungen zu testen, die 
den CO2-Ausstoss 
ebenso oder stärker re-
duzieren. 

    

 §  31a (neu) 
Zuständigkeit des Depar-
tements 

    

 1 Das zuständige Depar-
tement kann mit Stich-
proben die Einhaltung 
der Vorschriften überprü-
fen. 

   1 Das zuständige Depar-
tement kann mit Stich-
proben in Unterstützung 
des behördlichen Voll-
zugs durch den Gemein-
derat die Einhaltung der 
Vorschriften überprüfen. 

§  32 
Zuständigkeit des Regie-
rungsrats 

§  32 Abs. 2 (neu)     
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

 2 Er bestimmt, welche 
Energieerzeugungsanla-
gen zu Kontroll- und Sta-
tistikzwecken auf einer 
vom Kanton bestimmten 
Plattform elektronisch zu 
melden sind, und regelt 
die Einzelheiten durch 
Verordnung. 

   2 Er bestimmt, welche 
Energieerzeugungsanla-
gen auf einer vom Kan-
ton bestimmten Plattform 
einzutragen sind. Der 
Kanton darf die Daten für 
statistische Zwecke und 
die Gemeinde für ihre 
Vollzugsaufgaben ver-
wenden. 

     3 Er regelt die Einzelhei-
ten durch Verordnung. 

§  34 
Ausnahmen 

§  34 Abs. 2 (neu), 
Abs. 3 (neu) 

    

 2 Die Ausnahmebewilli-
gung kann mit Bedingun-
gen und Auflagen ver-
knüpft und befristet wer-
den. 

    

 3 Das Gesuch um Ertei-
lung einer Ausnahmebe-
willigung hat den Krite-
rien der zuständigen Be-
hörde zu entsprechen. 
Von den Gesuchstellen-
den kann namentlich die 
Einreichung spezieller 
Nachweise (Denkmal-
pflege, Bauphysik usw.) 
verlangt werden. 
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

§  36 
Verwaltungsstrafe 

§  36 Abs. 1     

1 Mit Busse bis Fr. 
50'000.– wird bestraft, 
wer 

1 Mit Busse bis Fr. 
50'000.– wird bestraft, 
wer 

    

a) Vorschriften über 
Energiebedarf und 
Raumlufthygiene von 
Bauten und Anlagen 
verletzt (§ 4), 

a) (geändert) Vorschrif-
ten über Energiebe-
darf und Raumlufthy-
giene von Bauten 
und Anlagen verletzt 
[…] (§§ 4 und 4a), 

    

 abis) (neu) die Mel-
depflichten und die 
weiteren Pflichten 
gemäss den §§ 4b, 
7a, 7c und 32 Abs. 2 
verletzt, 

    

 cbis) (neu) Anforderungen 
an die Gebäudeauto-
mation verletzt 
(§ 9a), 
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

§  39 
Übergangsrecht 

§  39 Abs. 2 (neu)     

 2 Baugesuche, die im 
Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens der Änderung vom 
XX.XX.XXXX hängig 
sind, werden nach bishe-
rigem Recht beurteilt. 

    

 II.     

 Der Erlass SAR 713.100 
(Gesetz über Raument-
wicklung und Bauwe-
sen 1) [Baugesetz, BauG] 
vom 19. Januar 1993) 
(Stand 1. Januar 2022) 
wird wie folgt geändert: 

    

 §  61a (neu) 
Meldeverfahren 

    

 
1) Änderungen gemäss AGS 2009 S. 256 f.: Der Ausdruck «Baudepartement» wurde im gesamten Erlass durch «zuständiges Departement» ersetzt. Der Ausdruck «Baute» bzw. «Bauten» wurde im gesamten 

Erlass durch «Bauten und Anlagen» ersetzt. In Bestimmungen, in denen zusätzlich zum Ausdruck «Nutzungspläne» der Ausdruck «und -vorschriften» oder Ähnliches beigefügt ist, wurde die Beifügung 
gestrichen. Der Ausdruck «Raumplanung» wurde durch «Raumentwicklung» ersetzt. 

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/713.100/de
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Geltendes Recht 
Ergebnis der 1. Bera-
tung vom 28. Novem-
ber 2023 

Entwurf des Regie-
rungsrats vom 
21. Februar 2024 (Än-
derungen zum Er-
gebnis 1. Beratung) 

Abweichende An-
träge der Kommis-
sion UBV vom 
22. März 2024 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 2. Bera-
tung vom 23. April 
2024 

 1 Bauten und Anlagen, 
die dem Gemeinderat zu 
melden sind, dürfen aus-
geführt werden, wenn die 
Behörde innert 30 Tagen 
nach Eingang der Mel-
dung keine Einwände er-
hebt. 

    

 III.     

      Keine Fremdaufhebun-
gen. 

                   

 IV.     

 Der Regierungsrat be-
stimmt den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Ände-
rungen unter Ziff. I. und 
II. 

    

 Aarau,      

 Präsidentin des Grossen 
Rats 
  
Protokollführerin 
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